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Der Handel mit Emissionszertifika-
ten steht vor einer einschneidenden
Veränderung: Union und SPD sind
sich einig, dass ein Teil der Zertifi-
kate bereits ab 2008 versteigert wer-
den soll. Die Fraktionen wollen die
Versteigerung indas laufendeGesetz-
gebungsverfahren für dasZuteilungs-
gesetz einbauen. Das Gesetz regelt
die Details des Emissionshandels für
die zweite Handelsperiode, die von
2008 bis 2012 läuft. Auf die Wirt-
schaft kommen Kosten im dreistelli-
genMillionenbereich zu.
„Wir wollen in der nächsten Han-

delsperiode von der Möglichkeit Ge-
brauch machen, zehn Prozent der
Emissionszertifikate zu versteigern“,
sagte Unionsfraktionsvize Katherina
Reiche (CDU) dem Handelsblatt.
„Wir werden der Energiewirtschaft
weniger Zertifikate umsonst zuteilen.
Sie müssen dann die fehlenden Zerti-
fikate ersteigern“, sagte Reiche. Ziel
sei es, einen Teil der Zusatzgewinne
abzuschöpfen, die die Energieversor-
ger durch denEmissionshandel erzie-
len. Die Energieversorger bekommen
dieZertifikate bislang kostenlos zuge-
teilt, stellen ihren Kunden die Zertifi-
kate aber zum Marktpreis in Rech-
nung. Dadurch erzielen sie jährlich
Zusatzgewinne inMilliardenhöhe.
Reiche wies den Vorwurf zurück,

die Versteigerung führe zwangsläu-
fig zu höheren Strompreisen. Künftig
würden die Energieversorger ihren
Kunden „zwar auch die ersteigerten
Zertifikate in Rechnung stellen –
aber mit dem Unterschied, dass sie
dafür zuvor auch tatsächlichGeld be-
zahlt haben“. Das steigere die Trans-
parenz der Preiszusammensetzung.
Auch die SPD-Fraktion spricht sich
für die Versteigerung aus. „Dass die-

ser Schritt kommt, ist klar. Über die
Details werden wir uns mit der
Union im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren verständigen“, sagte Frank
Schwabe, Berichterstatter der SPD-
Fraktion für das Zuteilungsgesetz,
demHandelsblatt.
Im Entwurf für das Zuteilungsge-

setz, das vom Bundesumweltministe-
rium erarbeitet wurde, ist die Verstei-
gerung bislang nicht vorgesehen. Die
Koalitionsfraktionen hatten aber be-
reits vor Wochen erkennen lassen,
dass sie sich für die Auktionierung
stark machen. Das Parlament befasste
sich am Freitag in erster Lesung mit
dem Zuteilungsgesetz. Es sieht vor,
dass die beteiligtenKraftwerkeundFa-
briken in Deutschland jährlich 453
Mill. Tonnen Kohlendioxid ausstoßen
dürfen. Tatsächlich lag der Ausstoß
zuletzt bei 475Mill. Tonnen gelegen.
Damit die Zertifikate nicht zum

Spekulationsobjekt werden, sprechen
sich die Abgeordneten für strenge
Auktionierungsregeln aus. So plä-
dierte Reiche etwa für ein Bookbuil-
ding-Verfahren.Dabeiwird eine Preis-
spanne festgesetzt, die die Gebote
nach oben und nach unten begrenzt.
Uneinigkeit besteht über die Ver-

wendung der Auktionserlöse, die
Schwabe auf 500Mill. Euro schätzt, in
der Branche jedoch auf bis zu 800
Mill. Euro beziffert werden. Reiche
und Schwabe plädieren dafür, das
Geld in Programme zu Steigerung der
Energieeffizienz zu stecken. Schwabe
denkt zusätzlich an einer Förderung
des Ausbaus der erneuerbaren Ener-
gien. Dagegen plädiert etwa Joachim
Pfeiffer (CDU), energiepolitischerKo-
ordinator der Union, dafür, mit dem
Geld die mittelständische Wirtschaft
bei der Stromsteuer zu entlasten.
Fachleute verlangen seit langem

eineVersteigerungderZertifikate. Jür-
genHacker vomBundesverbandEmis-
sionshandel und Klimaschutz hält es
aber für falsch, nur denEnergieversor-
gernZertifikatewegzunehmen. Er for-
dert, auch den anderen am Emissions-
handel teilnehmenden Branchen –
etwaStahl-, Papier- undZementindus-
trie – einenTeil der kostenlosen Zerti-
fikatezuteilung zu kürzen, um sie zu
motivieren, sich an der Auktion zu be-
teiligen: „Es muss für alle Teilnehmer
eine gewisse Knappheit entstehen.
Erst wenn alle Branchen sich an der
Versteigerung beteiligen, bildet sich
der richtige Zertifikatepreis heraus.“

BERLIN. Die Stahlindustrie setzt
sich für einenSystemwechsel imEmis-
sionshandel ein und fordert die Ein-
führung eines branchenbezogenen
Handels. „Für die Stahlindustrie hat
sich das Emissionshandelssystem in
seiner jetzigenAusgestaltung als unge-
eignet erwiesen“, sagte Dieter Ame-
ling, Präsident derWirtschaftsvereini-
gung Stahl, dem Handelsblatt. „Es ist
eineWachstumsbremse.“
Derzeit bekommen die Stahlunter-

nehmen in der EU für jede Produkti-
onsanlage jährlich eine bestimmte
Menge von Zertifikaten zugeteilt. Je-
des Zertifikat berechtigt zumAusstoß
einer Tonne Kohlendioxid. Die
Mengeder kostenlos zugeteiltenZerti-
fikate orientiert sich an Produktions-
mengen der Vergangenheit. Wächst

die Produktion,müssen dieUnterneh-
men Zertifikate zukaufen.
Die durch den Zukauf entstehen-

den Kostensteigerungen könnten im
globalen Wettbewerb nicht weiterge-
reicht werden, kritisierte Ameling.
Die Produktion, die von den zugeteil-
ten Zertifikaten nicht mehr gedeckt
werde,müsse daher ins außereuropäi-
sche Ausland verlagert werden. „Dies
ist nicht nur volkswirtschaftlich, son-
dern auch klimapolitisch kontrapro-
duktiv. Das gilt besonders dann, wenn
imAusland der Stahl mit weniger effi-
zienten Anlagen produziert wird.“
Die Branche will das ändern: „Wir

schlagen fürdie Zeit nach 2012 ein sek-
torales Emissionshandelssystem vor.
Für die gesamte Stahlproduktion
sollte diemittlereKohlendioxid-Emis-

sion je Tonne Roheisen oder Rohstahl
ermittelt werden. Die Differenz zwi-
schen diesem Mittelwert und der tat-
sächlichen Emission gleichen die Pro-
duzenten untereinander durch Kauf
oder Verkauf von Zertifikaten aus“,
sagte Ameling. Die Zuteilung der Zer-
tifikate soll ex post im Umfang der
Produktion erfolgen. Eine absolute
Emissionsobergrenze fiele damitweg.
Das Systemwiderspräche aber dem

Grundgedanken des Emissionshan-
dels, verbindliche Emissionsobergren-
zen festzulegen. Fachleute sind daher
skeptisch: „Das wäre ein Systemwech-
sel“, sagte Claudia Kemfert, Klimaex-
pertin beim Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung. „Ich warne da-
vor, eine völlig andereWelt des Emissi-
onshandels aufzubauen.“ str
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Mit einem weitreichenden Bekennt-
nis zur Förderung der betrieblichen
Altersversorgung über 2008 hinaus
hat die Bundesregierung Arbeitge-
berundGewerkschaften positiv über-
rascht. „Es ist sehr begrüßenswert,
dass Schwung in die Diskussion
kommt“, sagte Alexander Gunkel,
derGeschäftsführer derBundesverei-
nigung Deutscher Arbeitgeberver-
bände (BDA), dem Handelsblatt.
Auch DGB-Vorstandsmitglied Anne-
lie Buntenbach erklärte: „Wir freuen
uns über die Signale aus der Politik.“
Derzeit können Arbeitnehmer ei-

nen Teil ihres Einkommens steuer-
und abgabenfrei in die betriebliche
Altersvorsorge stecken.DieAbgaben-
freiheit für die Entgeltumwandlung
läuft laut Gesetz jedoch Ende 2008
aus.Danachwürdennicht nurweiter-
hin im Alter die vollen Pflege- und
Krankenkassenbeiträge auf die Be-
triebsrente fällig. Zusätzlichmüssten
auch Sozialabgaben in der Anspar-
phase entrichtet werden. Nach Da-
ten der Versicherungswirtschaft wä-
ren davon rund neun Millionen Ver-
träge betroffen. Damit würde die Be-
triebsrente vielfach unattraktiv.
„Auf jeden Fall“ werde es „nicht

zu einem ersatzlosen Auslaufen der
bisherigenRegelung“ kommen, versi-
cherte Sozial-Staatssekretär Franz
Thönnes (SPD) nun im Bundesrat.
Das Ressort von Franz Müntefering
prüfe vielmehr, „ob die volle Fortset-
zung der bisherigen Regelung oder
eine gleichgewichtige mit anderer
Methode sinnvoll ist“. In dieBeratun-
gen werde man eine im Sommer er-
wartete Studie zur Verbreitung der
Altersvorsorge einbeziehen.
Die Ankündigung markiere „eine

substanzielle Auflockerung“ derMi-
nister-Position, bemerkteCDU-Ren-
tenexperte Peter Weiß am Wochen-
ende erfreut: „Da ist jetzt Bewegung
drin.“ In Regierungskreisen gilt es
als sicher, dass sich Thönnes mit
Müntefering abgestimmt hat. Der
Minister hatte ursprünglich für ein
Auslaufen der Förderung plädiert,
weil durch die Beitragsfreiheit den
Sozialkassen jährlich zwei Mrd.
Euro Beiträge entgehen. Auf einer
Handelsblatt-Veranstaltung imMärz
erklärte er sich erstmals bereit, über
einenneuenKinderbonus bei der be-
trieblichen Altersversorgung „zu re-
den“. Demgegenüber kämpft CDU-
MannWeiß für eine Fortsetzung der
bisherigen Förderung.Dabeiweiß er
nicht nur Arbeitgeber und große
Teile der Gewerkschaften hinter
sich. „In den Fraktionen von CDU/
CSUundSPDgibt es zunehmendAb-
geordnete, die sich für diese Position
stark machen“, sagt der Abgeord-
nete.

Die Ankündigung des Müntefe-
ring-Ministeriums wurde freilich
durch einen Vorstoß des CDU-re-
gierten Nordrhein-Westfalen ausge-
löst, das sich im Bundesrat für einen
vermeintlichen Kompromiss stark
macht: Demnach sollen Arbeitneh-
mer bei der Entgeltumwandlung
künftig von den Renten-, nicht aber
den Kranken- und Arbeitslosenbei-
trägen befreit sein. Dies reicht Bay-
ern nicht: „Ich sehe derzeit keinen
Anlass, sich darauf festzulegen, die
auslaufende Beitragsfreiheit nur in
der Rentenversicherung fortzuset-
zen“, sagte Arbeitsministerin
Christa Stewens (CSU) dem Han-
delsblatt.

Ähnlich argumentierte auch SPD-
Staatssekretär Thönnes: Das NRW-
Modell sei „nicht ausreichend“. Statt-
dessen werde sich die Bundesregie-
rung um einen Vorschlag bemühen,
der für die Arbeitnehmer „attrakti-
ver“ ist. Details wollte das Müntefe-
ring-Ressort nicht preisgeben. So
blieb auch offen, was die alternativ
diskutierten „gleichgewichti-
gen“ Fördermethoden sein könnten.
Inoffiziellwar vondenkbaren Steuer-
zuschüssen die Rede.
Eine Fortführung der Beitragsfrei-

heit dürfteMünteferingÄrgermit sei-
ner Kabinettskollegin Ulla Schmidt
bescheren: „Für den Bereich der Al-
terssicherung mag das sinnvoll sein,
für den Bereich der Kranken- und
Pflegeversicherung gehen wir von
der Gesetzeslage aus“, betonte eine
Sprecherin der Bundesgesundheits-
ministerin. Schmidt befürchtet ein
neues Milliardenloch bei den Kran-
kenkassen.
Derartige Sorgen werden indes

durch eine Untersuchung des Mann-
heimer Ökonomen Axel Börsch-Su-
pan relativiert. Beim Auslaufen der
Beitragsfreiheit würden demnach
viele Arbeitnehmer in Arbeitszeit-
konten oder eine arbeitgeberfinan-
zierte Altersversorgung ausweichen,
die sozialabgabenfrei bleiben. Für
die Sozialsystemewäre also nichts ge-
wonnen. Zudemwirke das derzeitige
Fördersystem sehr komplex, schreibt
Börsch-Supan: So entgingen den
Krankenkassen zwar in jungen Jah-
ren Einnahmen, dafür erhielten sie
im Alter aber höhere Beiträge aus
der Betriebsrente. Zudem dämpfe
die Entgeltumwandlung mögliche
Rentenerhöhungen und entlaste da-
mit sogar leicht die Rentenkassen.

BERLIN. Der Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI) mahnt ei-
nen Kurswechsel der Bundesregie-
rung in der Energieforschung an. An-
gesichts der wachsenden Importab-
hängigkeit Europas undpolitischer In-
stabilitäten in wichtigen Förderlän-
dern müssten die Anstrengungen auf
dem Gebiet von Forschung und Ent-
wicklung im Energiebereich forciert
werden, heißt es in einemPositionspa-

pier des Verbandes, das demHandels-
blatt vorliegt.
Nach Auffassung des BDI müssen

dieAktivitätendesBundes inderEner-
gieforschung gebündelt werden. Der-
zeit sei dasThemazudezentral organi-
siert, heißt es beim BDI. Tatsächlich
sind nicht nur das Bundesforschungs-
und das Bundeswirtschaftsministe-
riummit demThema befasst, auch die
Ressorts Verkehr und Landwirtschaft.

„Energieforschung ist grundlegend
für einewettbewerbsorientierteTech-
nologie- und Standortpolitik: Sie
sollte aus öffentlichen und privaten
Mitteln gemeinsam realisiert werden
und einen ausgewogenen Energiemix
zumZiel haben“, heißt es in dem Posi-
tionspapier. Der BDI warnt, es wäre
„eine gefährlicheWettbewerbsverzer-
rung zulasten deutscher Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen“,

wenn die Unterstützung des Staates
fürdasThema„deutlich hinterdemzu-
rück bliebe, was in konkurrierenden
Wirtschaftsräumen staatlicherseits
aufgewandt wird“.
DerBDIdefiniertmehrere Schwer-

punkte der Energieforschung. Dazu
zählen die Weiterentwicklung kon-
ventioneller Kraftwerkstechnik mit
dem Ziel der Wirkungsgradsteige-
rung, die Weiterentwicklung der

Kernenergie, aber auch der erneuer-
baren Energien. Außerdem sieht der
BDI Schwerpunkte in der Fortent-
wicklung biogener Kraftstoffe, beim
Aufbau einer „intelligenten“
Stromnetzinfrastruktur („smart
grids“). Hohe Priorität räumt der BDI
einem rationellen Umgang mit Ener-
gie ein. Daher sieht er einen Schwer-
punkt der Energieforschung beim
Thema Energieeffizienz. str

DER EMISSIONSHANDEL soll reformiert werden – doch die Richtung ist umstritten

Stahlbranche will Obergrenzen kippen
Das RWE-Braunkohlekraftwerk Niederaußem ist lautWWF eine der größten Kohlendioxid-Schleudern in Europa.

Auktion von
Zertifikaten
beginnt 2008

Müntefering macht
kehrt bei Betriebsrente
Förderung läuft doch weiter – Arbeitgeber erleichtert

BetrieblicheAltersvorsorge
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BDI setzt in der Energieforschung neue Akzente

„Wir freuen uns

über die Signale

aus der Politik.“
Annelie Buntenbach, DGB-Vorstand
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